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Erwachtes Selbstbewusstsein

Werden die Auswir-
kungen des arabi-
schen Frühlings 
längerfristig die 
globalen geopoli-
tischen Machtver-
hältnisse nachhal-
tig verändern? 

Wie immer bei solchen Fragen – it depends. 
Wenn einer Reihe wichtiger arabischer Staa-
ten eine Transformation in Richtung Demokra-
tie gelingt, wird dies auch die Entwicklungen 
in anderen Weltregionen beeinflussen. Au-
toritäre Staaten werden stärker unter ge-
sellschaftlichen Druck geraten. Gleichzeitig 
dürfte es zu einer engeren Zusammenarbeit 
innerhalb der Region und zwischen der EU 
und den Staaten Nordafrikas und des Nahen 
Ostens kommen. Dies würde Europas wirt-
schaftlichen und sicherheitspolitischen Inte-
ressen nützen, ohne die Sicherheit oder die 
wirtschaftlichen Chancen anderer internatio-
naler Akteure zu beein-
trächtigen. Ein Scheitern 
der Transformationspro-
zesse mit anhaltenden 
Bürgerkriegen und zwi-
schenstaatliche Ausein-
andersetzungen würden 
diese Staaten eher zum 
Spielball internationaler Einflusskonkurrenz 
machen, in der Europa weniger, Staaten die 
an demokratischen Entwicklungen nicht inte-
ressiert sind, aber grössere Chancen haben.

Welche Rolle spielen die Grossmächte 
künftig noch?
Die Aussenpolitik erfolgreicher Transforma-
tionsstaaten dürfte unabhängiger und selbst-
bewusster werden. Das sehen wir heute 
schon in Ägypten: Man wird mit den USA 
wie auch mit Europa, China oder Russland 

gern zusammenarbeiten, sich aber von diesen 
Mächten weniger sagen lassen. Unabhängig 
von den inneren Entwicklungen dieser Staaten 
werden die USA ihr Engagement in der Region 
nach und nach reduzieren, im  Wesentlichen 
weil ihre Abhängigkeit von importiertem Öl 
und Gas abnimmt. Das heisst auch, dass die 
Monarchien auf der Arabischen Halbinsel 
sich nicht mehr auf die unausgesprochene 
Schutzgarantie der USA werden verlassen 
können. Turbulenzen in und zwischen den 
Staaten am Persischen Golf werden dadurch 
wahrscheinlicher. China als wichtigster Ölim-
porteur wird zumindest auf mittlere Sicht die 
Gendarmenrolle der USA nicht übernehmen.

Was heisst das nun für Europa?
Wenn Europa Interesse an einer politischen 
und wirtschaftlichen Stabilisierung der Re-
gion hat, wird es aus den genannten Gründen 
mehr Verantwortung übernehmen müssen: 
Hilfe bei der wirtschaftlichen und politischen 

Transformation, aktive 
Involvierung in Bemü-
hungen um Konflikt-
lösung und regionale 
Kooperation, auch im 
sicherheitspolitischen 
Bereich. Die Europä-
ische Union wird dabei 

auch die Zusammenarbeit mit Nicht-EU-
Staaten suchen müssen, die hier etwas bei-
tragen können. Das bezieht sich auf Staaten 
wie die Schweiz oder Norwegen, nicht zuletzt 
aber auf die Türkei.

Interview: CW

Professor Volker Perthes tritt am 
5. und 6. November 2012 
am Europa Forum Luzern auf. 

Die arabische Welt ist im Umbruch – mit ungewissem Ausgang. Welche 
Folgen die Revolten in Nordafrika sowie der Bürgerkrieg in Syrien auf die 
globalen geopolitischen Machtverhältnisse haben könnten, erläutert Profes-
sor Volker Perthes, Direktor der Stiftung Wissenschaft und Politik in Berlin.
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NATO als fl exible Toolbox ihrer Mitglieder 

Wie hat sich das 
transatlantische 
Bündnis seit der 
Wende Ende der 
80er Jahre verän-
dert?
Die NATO hat sich 
1989/90 fundamen-

tal verändert. Zwar besteht ihr Kernzweck, 
die Bündnisverteidigung fort. Doch diese 
Aufgabe ist heute in den Hintergrund ge-
rückt, weiter gefasst und gleichzeitig weni-
ger klar umrissen. Die NATO ist militärisch 
zur Toolbox ihrer Mitglieder geworden, d.h. 
man bedient sich aus ihr, wenn man sie 
braucht. Die Missionen in Kosovo, Afgha-
nistan, am Horn von 
Afrika und in Libyen 
zeigen dies deutlich. 
Die NATO ist ausser-
dem nach dem Ende 
des Kalten Krieges 
zur Agentur für po-
litischen Wandel in den Transformations-
ländern in Mittel- und Osteuropa geworden. 
Diese Aufgabe ist heute zwar deutlich klei-
ner, aber besteht doch fort. EU-Erweiterung 
und NATO-Erweiterung waren komplementä-
re Schritte hin zur Ausweitung von Stabilität, 
Prosperität, und Sicherheit auf dem einst-
mals geteilten Kontinent. Der «Sicherheits-
markt» Europa gründet weiter auf diesen 
beiden Säulen. Beide haben fundamentale 
Probleme, aber sie können sich nicht gegen-
seitig ersetzen.

Hat sich die Rolle der NATO mit dem Er-
starken Russlands – aber auch jenem 
Chinas – gewandelt?
Nein, die Rolle ist die gleiche geblieben. 
Die NATO soll die Sicherheit ihrer Mitglie-
der schützen, wenn das erforderlich wird. 
Russland und China werden von den Euro-
päern heute zumeist nicht als existentielle 
Bedrohung wahrgenommen. Und für die Be-

drohungen, die manche Amerikaner in China 
heranwachsen sehen, wird die NATO wohl 
kaum je zuständig werden.

Wie lässt sich die Rolle der NATO im 
Kontext des arabischen Frühlings cha-
rakterisieren?
Die Rolle der NATO innerhalb der Wandlun-
gen des Nahen Ostens ist, trotz des Libyen-
Falles, sehr begrenzt. Jene Länder, in denen 
bereits Transformationsprozesse ablaufen, 
benötigen die NATO dafür nicht. Auch wenn 
die eine oder andere Beratung zur Reformie-
rung von Streitkräften vorstellbar ist. Ein 
Einsatz in Syrien ist schwer vorstellbar. Zu 
komplex wäre die militärische Aufgabe, zu 

unwahrscheinlich 
ist ein Mandat des 
UN-Sicherheitsra-
tes, zu unwägbar 
der Ausgang, zu un-
eins die Mitglieder 
der Allianz. Gleich-

wohl schaut die NATO natürlich gebannt in die 
Region. Es ergeben sich Machtverschiebun-
gen, deren Ausgang nicht absehbar ist. Das 
NATO-Mitglied Türkei ist davon sehr unmit-
telbar betroffen. Die syrischen Flüchtlinge 
stauen sich an seiner Grenze, sein Territori-
um ist bereits beschossen worden. Es sieht 
derzeit nicht so aus, als würde sich hieraus 
ein Bündnisfall ergeben, aber die Partner 
der Türkei haben es dennoch für notwendig 
gehalten, ihr verbal den Rücken zu stärken.

Wie sieht die Perspektive des transat-
lantischen Bündnisses aus?
Die Zukunft der Allianz liegt auf drei Gebie-
ten: Bündnisverteidigung, flexible Toolbox 
für die Mitgliedsstaaten, Agentur für die 
Abstimmung von Rüstungsvorhaben. Die bei-
den ersten Punkte gibt es schon, der dritte ist 
noch in den Kinderschuhen, wird aber wohl 
bei sinkenden Finanzmitteln in Zukunft fast 
zwangsweise stärker in den Fokus rücken. 

Die Stärke der NATO ist einerseits die poli-
tische Flexibilität, die sie in der Libyenfrage 
bewiesen hat. Hier haben auch jene Staaten, 
die nicht mitmachen wollten, einen Einsatz 

im Bündnisrahmen nicht verhindert. Das 
andere Pfand der NATO ist ihre integrierte 
Kommandostruktur, die ihr die Fähigkeit 
gibt, komplexe Missionen in multinationa-
ler Kooperation zu planen und zu leiten. Die 
grosse Schwäche der NATO ist der Unwille 
der meisten europäischen Mitgliedsstaa-
ten, angemessene militärische Kapazitäten 
zu schaffen und zu erhalten. Alle kürzen 
ihre Verteidigungsetats, oft ohne dies mit 
anderen abzustimmen. Hierin, nicht in der 
veränderten Weltlage, liegt die Gefahr für 
die NATO.

Wird es zu geopolitischen bzw. militäri-
schen Machtverschiebungen kommen?
Es ist nicht absehbar, welche neuen Macht-
konstellationen sich herausbilden werden, 
und ob sie auch dauerhaft stabil bleiben. Der 
globale Westen wird mächtig bleiben, aber 
relativ schwächer werden. Russland befin-
det sich langfristig klar im Abstieg, China 
und Indien eher im Aufstieg, beide aber mit 
enormen Problemen. China ist sozial fragil, 
leidet an seinem diktatorischen Innenleben, 
und auch sein Wirtschaftswunder zeigt Ris-
se. Die Welt löst sich nach dem Kalten Krieg 
und nach Amerikas unipolarer Alleinstellung 
endgültig aus dem statischen Lagerdenken. 
Wichtiger wird deshalb die Frage sein, wel-
che Akteure in Zukunft Verantwortung über-
nehmen wollen für den Erhalt der liberalen 
Weltordnung. Dazu gehört die Garantie frei-
er Handelswege, aber auch die Eindämmung 
regionaler Konflikte wie im Nahen Osten, in 
Nordkorea, auf dem Balkan, in Sub-Sahara-
Afrika, am persischen Golf. Bisher machen 
dies vor allem die USA. Wollen andere 
mitmachen? Wollen sie stören? Wollen sie 
konkurrierende Ordnungen errichten? Haben 
sie überhaupt ein Interesse am Erhalt der 
Ordnung? Diese Fragen werden bestimmend 
sein für die globale Politik in den kommen-
den Jahrzehnten.
Interview: CW 

Jan Techau wirkt am 5. November 2012 
an der öffentlichen Veranstaltung des 
Europa Forum Luzern mit.

Welche Rolle die NATO zum Erhalt der liberalen Weltordnung künftig spielen kann, erläutert 
Jan Techau, Leiter des Europabüros des Carnegie Endowment for International Peace in Brüssel.

« Der globale Westen wird 
mächtig bleiben, aber re-
lativ schwächer werden.»

« Autoritäre Staaten 
werden stärker unter 
gesellschaftlichen 
Druck geraten.»

Die Schulden- und Eurokrise hält 
die EU in Atem. Mit Rettungs-
schirmen, nationalen Schulden-
bremsen, und der Möglichkeit 
unbegrenzter Staatsanleihen-
käufe durch die EZB konnte die 

Gefahr eines Zerfalls der Eurozone zwar vorläufig gebannt 
werden. Das Grundproblem, wonach die Währungsunion 
ohne weitreichende zusätzliche politische Integrations-
schritte die wirtschaftliche Divergenz zwischen den Mit-
gliedsstaaten fördert, bleibt aber ungelöst. Die Krise ist 
denn auch chronischer Natur. An Austeritätsmassnahmen 
wird auf absehbare Zeit kein Weg vorbeiführen.
Europas Stabilität und Sicherheit bleiben von diesen Ent-
wicklungen nicht unberührt. In ihrer Rolle als Stabilitäts-
anker in Europa ist die EU heute zunehmend geschwächt. 
Innereuropäische Machtverschiebungen haben gleich 
mehrere bewährte Gleichgewichte in der EU ins Wanken 
gebracht, so etwa zwischen Deutschland und Frankreich 
oder zwischen den Mitgliedstaaten und den an Einfluss 
verlierenden EU-Institutionen. 

In der Summe hat die Krise in der EU trotz aller Solida-
ritätsbekundungen ein Klima des Misstrauens gefördert 
und die Handlungsfähigkeit der EU vermindert. Vielleicht 
die grösste Gefahr für den europäischen Einigungsprozess 
geht von der wachsenden Euroskep-
sis in vielen Mitgliedstaaten aus. 
Dabei stellt nicht nur die Selbst-
marginalisierung Grossbritanniens 
in Europa eine Herausforderung 
für die EU dar. Mehr noch bereitet 
der Umstand Sorge, dass einer EU-
weiten Umfragen zufolge der Anteil derer, die der EU ver-
trauen, seit 2007 von 57 % auf heute 31 % gesunken ist. 

Geld und Vision fehlen
Die Schuldenkrise wirkt sich aber nicht nur auf die innere 
Verfasstheit der EU, sondern auch auf deren internationale 
Gestaltungsmacht negativ aus. Dass sich die seit Jahr-
zehnten beobachtbare Abnahme des europäischen Anteils 
an der globalen Wertschöpfung in den letzten Jahren be-
schleunigt hat, ist dabei von untergeordneter Bedeutung. 

Ins Gewicht fällt vielmehr, dass die gemeinsame Aus-
senpolitik, mit der die Europäer ihren Einfluss trotz ihres 
relativen Machtverlusts wahren wollen, in den Sog der 
Schuldenkrise geraten ist. Für eine umfassende Unterstüt-
zung der Transformationsprozesse in der südlichen Nach-
barschaft fehlen Europa heute Geld, Vision und Strahlkraft. 
Gegenüber Staaten wie China oder Russland wiederum 
überwiegt in manchen Hauptstädten mehr denn je die 
Neigung zu bilateralen Wirtschaftsdeals. Eine europäische 
Rolle in den asiatisch-pazifischen Konfliktherden ist nicht 
in Sicht. Auch wenn sich die EU bisweilen durchaus auf 
wichtige gemeinsame Massnahmen wie die Sanktionen 
gegen Iran oder Syrien einigen kann: Koordiniertes aus-
senpolitisches Handeln gestaltet sich in Zeiten politischer 
Fragmentierung in Europa schwieriger denn je. 

Verteidigungsbudgets schrumpfen
Negative Folgen der Schuldenkrise lassen sich schliess-
lich auch im Bereich der europäischen Verteidigung aus-
machen. Die Verteidigungsausgaben der meisten europä-
ischen Staaten sind in den letzten Jahren geschrumpft. 
Weitere Einschnitte sind vielerorts angekündigt. Der mit 
diesem Trend verbundene, weitgehend unkoordiniert voll-
zogene Abbau nationaler militärischer Fähigkeiten wird 
von manchen Experten als «Demilitarisierung» Europas 
gedeutet. Allerdings hat der massive Finanzdruck auch 

Anlass zu Initiativen hinsichtlich ei-
ner verstärkten rüstungs- und ver-
teidigungspolitischen Kooperation 
gegeben. Inwieweit «Pooling and 
Sharing» im EU-Rahmen respektive 
«Smart Defence» in der NATO die 
militärische Handlungsfähigkeit 

Europas wahren oder gar verbessern können, muss sich 
zeigen. Selbst wenn es gelingen sollte, wichtige Fähig-
keitslücken zu stopfen, bleibt eine zentrale politische Fra-
ge offen: Unter welchen Bedingungen bringen die austeri-
tätsgeplagten Europäer künftig noch den Willen auf, sich 
mit militärischen Kontingenten an der Stabilisierung von 
Konfliktherden zu beteiligen? Der Friedensnobelpreisträ-
ger EU steckt auch sicherheitspolitisch in der Krise. 

Daniel Möckli, Center for Security Studies (CSS), ETHZ 

Europa – instabil und verunsichert
Die Verleihung des Friedensnobelpreises 2012 hat in Erinnerung gerufen, welch grosse 
Verdienste der EU bezüglich Stabilität und Wohlstand in Europa zukommen. Viel Zeit zum 
Feiern bleibt den Europäern allerdings nicht.

« Die Schuldenkrise 
schwächt die Funda-
mente Europas.»


